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Vorwort  

scheidungen zu treffen, sich eine eigene Meinung 
zu bilden und diese in gesellschaftlichen Debatten 
vertreten zu können. 

 

Dr. Peter Niepalla 
Justitiar, Deutsche Welle

Im Deutsche-Welle-Gesetz (DWG) sind seit 1997 der 
Programmauftrag, die Struktur und interne Orga-
nisation sowie die Finanzierung des deutschen Aus-
landsrundfunks festgelegt. In einer umfassenden 
Novellierung wurde das DWG 2004 den geänderten 
medienpolitischen Bedürfnissen und den Bedin-
gungen der digitalen Medienwelt angepasst. Dabei 
wurde die Autonomie des deutschen Auslandssen-
ders vor dem Hintergrund gestärkt, dass Wissen-
schaft und höchstrichterliche Rechtsprechung die 
Geltung des Grundrechts der Rundfunkfreiheit (Art. 
5 Abs. 1 GG) für die Deutsche Welle seit langem 
bestätigt haben. 

Die seitdem umfangreichste Änderung des DWG 
trat am 27. November 2020 in Kraft, weil der Gesetz-
geber die europarechtliche Richtlinie über audiovi-
suelle Mediendienste (AVMD 2018/1808) in natio-
nales Recht umzusetzen hatte. Dadurch wurden 
Regelungen zu Barrierefreiheit sowie Werbung und 
Sponsoring in den Programmen und Angeboten der 
Deutschen Welle novelliert. Außerdem machte der 
Gesetzgeber die Vorgabe, noch enger als bisher mit 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im 
In- und Ausland zu kooperieren. 

Auf Basis des DWG kann die Deutsche Welle wei-
terhin ihre Funktion im Digitalzeitalter erfüllen, die 
verlässliche und weltweit präsente mediale Stimme 
aus Deutschland zu sein. Dabei ist es das Ziel, Men-
schen in den Zielgebieten zu befähigen, auf Basis 
unabhängiger Informationen, verlässlicher Fakten 
und eines ungehinderten Austauschs freie Ent-
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Unterabschnitt 2
Gestaltung der Sendungen 

§ 4 Ziele
Die Angebote der Deutschen Welle sollen Deutsch-
land als europäisch gewachsene Kulturnation und 
freiheitlich verfassten demokratischen Rechtsstaat 
verständlich machen. Sie sollen deutschen und 
anderen Sichtweisen zu wesentlichen Themen vor 
allem der Politik, Kultur und Wirtschaft sowohl in Eu-
ropa wie in anderen Kontinenten ein Forum geben 
mit dem Ziel, das Verständnis und den Austausch 
der Kulturen und Völker zu fördern. Die Deutsche 
Welle fördert dabei insbesondere die deutsche 
Sprache. 

§ 4a Aufgabenplanung
(1) Die Deutsche Welle erstellt in eigener Verantwor-
tung unter Nutzung aller für ihren Auftrag wichtigen 
Informationen und Einschätzungen, insbesondere 
vorhandenem außenpolitischen Sachverstand, eine 
Aufgabenplanung für einen Zeitraum von vier Jah-
ren. Sie ist jährlich fortzuschreiben. Planungsgrund-
lage sind die finanziellen Rahmendaten der Bundes-
regierung, soweit die Deutsche Welle betroffen ist. 
Im Übrigen gilt § 4b Abs. 6. 

(2) Die Deutsche Welle legt in der Aufgabenplanung 
ihre Programmziele, Schwerpunktvorhaben und de-
ren Gewichtung zur Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß 
§§ 3 und 4 für ihre Angebote dar, aufgeschlüsselt 
insbesondere nach Zielgebieten, Zielgruppen, Ver-
breitungswegen und Angebotsformen. 
 

Abschnitt 1

Grundlagen der Anstalt 

Unterabschnitt 1
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Rechtsform
(1) Die Rundfunkanstalt des Bundesrechts  
Deutsche Welle ist eine gemeinnützige Anstalt des 
öffentlichen Rechts für den Auslandsrundfunk. 

(2) Die Deutsche Welle ist rechtsfähig und hat das 
Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der folgen-
den Bestimmungen. 

(3) Die Deutsche Welle gibt sich eine Satzung zur 
Regelung der betrieblichen Ordnung. 

§ 2 Sitz und Studios
(1) Die Deutsche Welle hat einen Sitz in Bonn und 
einen Sitz in Berlin. Der Sitz des Intendanten und der 
dazugehörenden Verwaltung sowie der für den Ge-
richtsstand maßgebliche Sitz befinden sich in Bonn. 

(2) Studios können unter Berücksichtigung von 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit in- und 
ausländischen Rundfunkanstalten und Veranstal-
tern im In- und Ausland unterhalten werden. Das 
Nähere regelt die Satzung der Deutschen Welle. 

§ 3 Aufgabe
(1) Die Deutsche Welle bietet für das Ausland Rund-
funk (Hörfunk, Fernsehen) und Telemedien an. 
 
(2) Die Angebote der Deutschen Welle werden in 
deutscher Sprache sowie auch in anderen Sprachen 
verbreitet. 
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(5) Die Deutsche Welle beschließt durch den Rund-
funkrat mit Zustimmung des Verwaltungsrates ihre 
Aufgabenplanung unter Einbeziehung von Stellung-
nahmen des Deutschen Bundestages, der Bundesre-
gierung sowie aus der Öffentlichkeit innerhalb von 
zwei Monaten. Diese Aufgabenplanung enthält auch 
die Kalkulation der Betriebs- und Investitionskosten 
im Planungszeitraum. Folgt die Deutsche Welle in 
ihrer Aufgabenplanung Stellungnahmen nicht, so 
begründet sie ihre Entscheidung. Die Entscheidung 
über ihre Aufgabenplanung obliegt der Deutschen 
Welle. 

(6) Die Höhe des Bundeszuschusses für die Deutsche 
Welle wird durch das jährliche Bundeshaushaltsge-
setz festgelegt. 
 
(7) Die Deutsche Welle veröffentlicht die dem Bun-
deszuschuss entsprechende Schlussfassung der 
Aufgabenplanung. 

§ 4c Bewertung
(1) Die Deutsche Welle führt eine fortlaufende 
Bewertung ihrer Angebote und deren Wirkungen 
durch. 

(2) Die Deutsche Welle erarbeitet für den vierjähri-
gen Planungszeitraum der Aufgabenplanung einen 
Bericht über die durchgeführte Bewertung ihrer An-
gebote und deren Wirkungen. Dabei bezieht sie den 
Sachverstand Dritter aus dem In- und Ausland ein. 
 
(3) Die Deutsche Welle leitet ihren Bericht nach 
Absatz 2 dem Deutschen Bundestag, der Bundes-
regierung sowie dem Bundesrechnungshof zu und 
veröffentlicht ihn.

§ 5 Programmgrundsätze
(1) Die Deutsche Welle hat in ihren Angeboten die 
Würde des Menschen zu achten und zu schützen. 

(3) Die Deutsche Welle stellt in ihrer Aufgaben-
planung dar, wie sie zur Aus- und Fortbildung von 
Medienschaffenden, insbesondere im Rahmen 
der internationalen Entwicklungszusammenarbeit 
und der Förderung der auswärtigen Beziehungen 
beiträgt. 

(4) Die Aufgabenplanung enthält auch die für die 
Bewertung der Angebote maßgebenden Kriterien 
und erläutert, aus welchen Gründen die vorgeschla-
genen Verbreitungswege und Angebotsformen für 
die jeweiligen Zielgebiete und Zielgruppen vorgese-
hen werden und wie sich die Zusammenarbeit mit 
Dritten gemäß § 8 Abs. 1 und 4 vollziehen soll. 

§ 4b Beteiligungsverfahren
(1) Die Deutsche Welle leitet den Entwurf ihrer 
Aufgabenplanung in der jährlich fortgeschriebenen 
Fassung nach dem Beschluss der Bundesregierung 
über den jeweils nächsten Bundeshaushalt und 
Finanzplan rechtzeitig dem Deutschen Bundestag 
und der Bundesregierung zu. 
 
(2) Der Entwurf der Aufgabenplanung wird in ge-
eigneter Weise veröffentlicht, um der interessierten 
Öffentlichkeit im In- und Ausland Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 
 
(3) Die Bundesregierung nimmt zu den inhaltlichen 
Aspekten der Aufgabenplanung der Deutschen 
Welle innerhalb von sechs Wochen Stellung. Der 
Deutsche Bundestag soll sich mit der Aufgabenpla-
nung unter Berücksichtigung dieser Stellungnahme 
innerhalb von zwei Monaten befassen. 

(4) Die Bundesregierung teilt der Deutschen  
Welle die im laufenden Haushaltsverfahren be-
schlossenen finanziellen Rahmendaten mit, soweit 
die Deutsche Welle betroffen ist. 
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	 2. 	grausame oder sonst unmenschliche Ge- 
		  walttätigkeiten gegen Menschen in einer  
		  Art schildern, die eine Verherrlichung oder  
		  Verharmlosung solcher Gewalttätigkeiten 	
		  ausdrückt oder die das Grausame oder  
		  Unmenschliche des Vorgangs in einer die  
		  Menschenwürde verletzenden Weise dar- 
		  stellt; dies gilt auch bei virtuellen Darstel- 
		  lungen,

	 3. 	den Krieg verherrlichen, 

	 4. 	gegen die Menschenwürde verstoßen,  
		  insbesondere durch die Darstellung von  
		  Menschen, die sterben oder schweren  
		  körperlichen oder seelischen Leiden aus-	
		  gesetzt sind oder waren, wobei ein tat- 
		  sächliches Geschehen wiedergegeben  
		  wird, ohne dass ein berechtigtes Interesse  
		  gerade für diese Form der Darstellung  
		  oder Berichterstattung vorliegt; eine Ein- 
		  willigung ist unbeachtlich, 

	 5. 	pornographisch sind oder Kinder oder  
		  Jugendliche in unnatürlich geschlechtsbe- 
		  tonter Körperhaltung darstellen; dies gilt  
		  auch bei virtuellen Darstellungen, 

	 6. 	in die Liste nach § 18 des Jugendschutzge- 
		  setzes aufgenommen sind oder mit einem  
		  in diese Liste aufgenommenen Werk ganz  
		  oder im Wesentlichen inhaltsgleich sind, 
 
	 7. 	 offensichtlich geeignet sind, die Entwick- 
		  lung von Kindern und Jugendlichen oder  
		  ihre Erziehung zu einer eigenverantwort- 
		  lichen und gemeinschaftsfähigen Persön- 
		  lichkeit unter Berücksichtigung der be- 
		  sonderen Wirkungsform des Verbrei- 
		  tungsmediums schwer zu gefährden. 

Die Vorschriften der allgemeinen Gesetze, die gesetz-
lichen Bestimmungen zum Schutz der Jugend und zur 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern sowie 
des Rechts der persönlichen Ehre sind einzuhalten. 

(2) Die Sendungen müssen eine unabhängige Mei-
nungsbildung ermöglichen und dürfen nicht einsei-
tig eine Partei oder sonstige politische Vereinigung, 
eine Religionsgemeinschaft, einen Berufsstand 
oder eine Interessengemeinschaft unterstützen. 
Die sittlichen, religiösen und weltanschaulichen 
Überzeugungen der Rundfunkteilnehmer sind zu 
achten. 

(3) Die Berichterstattung soll umfassend, wahr- 
heitsgetreu und sachlich sein sowie in dem Be-
wusstsein erfolgen, dass die Sendungen der 
Deutschen Welle die Beziehungen der Bundesrepu-
blik Deutschland zu ausländischen Staaten berüh-
ren. Herkunft und Inhalt der zur Veröffentlichung 
bestimmten Nachrichten sind mit der gebotenen 
Sorgfalt zu prüfen. Kommentare sind deutlich von 
Nachrichten zu trennen und unter Nennung des Ver-
fassers als solche zu kennzeichnen.
 
§ 6 Unzulässige Angebote, Jugendschutz
(1) Unbeschadet strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
sind Angebote unzulässig, wenn sie 
 
	 1. 	zum Hass gegen Teile der Bevölkerung 	
		  oder gegen eine nationale, rassische, 	
		  religiöse oder durch ihr Volkstum  
		  bestimmte Gruppe aufstacheln, zu Ge- 
		  walt- oder Willkürmaßnahmen gegen sie  
		  auffordern oder die Menschenwürde  
		  anderer dadurch angreifen, dass Teile der  
		  Bevölkerung oder eine vorbezeichnete  
		  Gruppe beschimpft, böswillig verächtlich  
		  gemacht oder verleumdet werden, 
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dem Wohl jüngerer Kinder Rechnung zu tragen. 

(4) Die Deutsche Welle hat den Nutzern ausreichen-
de Informationen über Inhalte zu geben, die die 
körperliche, geistige oder sittliche Entwicklung von 
Kindern oder Jugendlichen beeinträchtigen können. 
Hierzu nutzt sie ein System, mit dem die potentielle 
Schädlichkeit der Angebote beschrieben wird. 

(5) Für Sendungen, die Sendezeitbeschränkungen 
unterliegen, dürfen Programmankündigungen mit 
Bewegtbildern nur zu den in Absatz 3 genannten 
Zeiten ausgestrahlt werden. Sendungen, für die eine 
entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung auf Kinder 
oder Jugendliche unter 16 Jahren anzunehmen ist, 
müssen durch akustische Zeichen angekündigt oder 
durch optische Mittel während der gesamten Sen-
dung als ungeeignet für die entsprechende Alters-
stufe kenntlich gemacht werden. 

(6) Die Deutsche Welle kann in Richtlinien oder für 
den Einzelfall für Filme, auf die das Jugendschutz-
gesetz keine Anwendung findet, zeitliche Beschrän-
kungen vorsehen, um den Besonderheiten der 
Ausstrahlung von Filmen im Fernsehen, vor allem 
bei Fernsehserien, gerecht zu werden. 

(7) Für sonstige Sendeformate kann die Deutsche  
Welle im Einzelfall zeitliche Beschränkungen vor-
sehen, wenn deren Ausgestaltung nach Thema, 
Themenbehandlung, Gestaltung oder Präsentation 
in einer Gesamtbewertung geeignet ist, Kinder oder 
Jugendliche in ihrer Entwicklung und Erziehung zu 
beeinträchtigen. 

(8) Für Sendungen, die ausschließlich oder überwie-
gend für außereuropäische Länder bestimmt sind, 
richten sich die nach den Absätzen 3 bis 6 maßge-
benden Zeitgrenzen nach der Ortszeit in allen Teilen 
der Zielländer.

Im Fall der Nummer 2 gilt § 131 Abs. 2 des Straf-
gesetzbuches entsprechend. Im Fall der Nummer 
3 gilt § 86 Abs. 3 des Strafgesetzbuches entspre-
chend. 

(2) Nach Aufnahme des Angebotes in die Liste nach 
§ 18 des Jugendschutzgesetzes wirken die Verbote 
nach Absatz 1 auch nach wesentlichen inhaltlichen 
Veränderungen bis zu einer Entscheidung durch die 
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien. 
 
§ 6a Entwicklungsbeeinträchtigende Angebote
(1) Sofern die Deutsche Welle Angebote verbreitet oder 
zugänglich macht, die geeignet sind, die Entwicklung 
von Kindern oder Jugendlichen zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
zu beeinträchtigen, hat sie dafür Sorge zu tragen, dass 
Kinder oder Jugendliche der betroffenen Altersstufen 
sie üblicherweise nicht wahrnehmen. 

(2) Bei Angeboten wird die Eignung zur Beein-
trächtigung der Entwicklung im Sinne von Absatz 
1 grundsätzlich vermutet, wenn sie nach dem Ju-
gendschutzgesetz für Kinder oder Jugendliche der 
jeweiligen Altersstufe nicht freigegeben sind. Satz 1 
gilt entsprechend für Angebote, die mit dem bewer-
teten Angebot im Wesentlichen inhaltsgleich sind. 

(3) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung 
im Sinne von Absatz 1 auf Kinder oder Jugendli-
che anzunehmen, erfüllt die Deutsche Welle ihre 
Verpflichtung nach Absatz 1, wenn das Angebot nur 
zwischen 23 Uhr und 6 Uhr verbreitet oder zugäng-
lich gemacht wird. Ist eine entwicklungsbeeinträch-
tigende Wirkung auf Kinder oder Jugendliche unter 
16 Jahren zu befürchten, darf das Angebot nur 
zwischen 22 Uhr und 6 Uhr verbreitet oder zugäng-
lich gemacht werden. Bei Filmen, die nach § 14 Abs. 
2 des Jugendschutzgesetzes unter 12 Jahren nicht 
freigegeben sind, ist bei der Wahl der Sendezeit 
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Fortzahlung ihrer Bezüge soweit für ihre Aufgaben 
erforderlich von der Arbeitsleistung freizustellen. 

(4) Die/Der Jugendschutzbeauftragte der Deutschen 
Welle soll mit den Beauftragten für den Jugend-
schutz der in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, des ZDF und der privaten 
Veranstalter bundesweit veranstalteter Fernseh-
programme in einen regelmäßigen Erfahrungsaus-
tausch eintreten. 

§ 7a Barrierefreiheit
(1) Die Deutsche Welle wird im Rahmen ihrer tech-
nischen und finanziellen Möglichkeiten stetig und 
schrittweise weitere barrierefreie Angebote für Men-
schen mit Behinderungen zur Verfügung stellen. 

(2) Die Deutsche Welle erstattet dem Rundfunkrat 
alle drei Jahre, beginnend mit dem 1. November 
2022, Bericht über die im Bereich Barrierefreiheit 
getroffenen Maßnahmen und leitet diesen der für 
Kultur und Medien zuständigen obersten Bundes-
behörde zu. Diese übermittelt die Berichte anschlie-
ßend der Europäischen Kommission. 
 
Unterabschnitt 3  
Erfüllung der Aufgaben

§ 8 Zusammenarbeit mit Dritten
(1) Die Deutsche Welle arbeitet zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe und zur Erreichung ihrer Ziele mit öffent-
lich- rechtlichen Rundfunkanstalten im In- und 
Ausland eng zusammen. Die Zusammenarbeit mit 
den inländischen öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten regelt sie in öffentlich-rechtlichen Verträgen. 
Sie kann bei ihrer Programmgestaltung Sendungen 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der 
Länder verwenden und ihnen ihre Sendungen für 
eine Programmübernahme überlassen. 

(9) Auf Antrag des Intendanten kann der Rund-
funkrat der Deutschen Welle von der Vermutung 
nach Absatz 2 abweichen. Dies gilt insbesondere für 
Angebote, deren Bewertung länger als 15 Jahre zu-
rückliegt. Die obersten Landesjugendbehörden sind 
von der abweichenden Bewertung zu unterrichten. 

(10) Die Absätze 1 und 4 gelten nicht für Nach-
richtensendungen, Sendungen zum politischen 
Zeitgeschehen im Rundfunk und vergleichbare 
Angebote bei Telemedien, soweit ein berechtigtes 
Interesse gerade an dieser Form der Darstellung 
oder Berichterstattung vorliegt. 
 
§ 7 Jugendschutzbeauftragte/Jugendschutzbe-
auftragter
(1) Der Intendant beruft eine Jugendschutzbeauf-
tragte/einen Jugendschutzbeauftragten. 

(2) Die/Der Jugendschutzbeauftragte ist Ansprech-
partner für die Rundfunkteilnehmer und Nutzer 
und berät den Intendanten in Fragen des Jugend-
schutzes. Diese Person ist von der Deutschen Welle 
bei Fragen des Programmeinkaufs, der Herstellung, 
des Erwerbs, der Planung und der Gestaltung 
von Angeboten und bei allen Entscheidungen zur 
Wahrung des Jugendschutzes angemessen und 
rechtzeitig zu beteiligen und über das jeweilige 
Angebot vollständig zu informieren. Sie kann dem 
Intendanten eine Beschränkung oder Änderung 
von Angeboten vorschlagen. 

(3) Die/Der Jugendschutzbeauftragte muss die zur 
Erfüllung ihrer/seiner Aufgaben erforderliche Fach-
kunde besitzen. Diese Person ist in ihrer Tätigkeit 
weisungsfrei. Sie darf wegen der Erfüllung ihrer 
Aufgaben nicht benachteiligt werden. Ihr sind die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Sachmit-
tel zur Verfügung zu stellen. Soweit diese Person 
Arbeitnehmer der Deutschen Welle ist, ist sie unter 
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vorgesehenen Sendezeit europäischen Werken 
entsprechend dem europäischen Recht vorbehalten. 
Die Deutsche Welle stellt in ihrem Angebot audio-
visueller Mediendienste auf Abruf im Sinne des § 2 
Satz 1 Nummer 8 des Telemediengesetzes sicher, 
dass der Anteil europäischer Werke mindestens 30 
Prozent entspricht und solche Werke herausgestellt 
werden. 

(3) Die Spielfilme, Fernsehspiele, Serien, Dokumen-
tarsendungen und vergleichbaren Produktionen der 
Deutschen Welle sollen jeweils einen angemessenen 
Anteil an Eigen- und Gemeinschaftsproduktionen 
sowie an europäischen Werken von unabhängigen 
Herstellern enthalten. Unter den Werken unabhän-
giger Hersteller soll eine angemessene Quote neu-
eren Produktionen vorbehalten sein, die innerhalb 
eines Zeitraums von fünf Jahren nach ihrer Herstel-
lung ausgestrahlt werden. 
 
(4) Die Deutsche Welle verbreitet Kinofilme nicht vor 
Ablauf von zwei Jahren nach ihrer Erstaufführung im 
Kino, es sei denn, die Rechteinhaber und die Deut-
sche Welle haben etwas anderes vereinbart. 

(5) Eine Einflussnahme auf die Gestaltung und den 
Inhalt der Sendungen der Deutschen Welle durch 
Dritte ist nicht zulässig. Verwendet die Deutsche 
Welle Auftrags-, Gemeinschafts- oder Fremdpro-
duktionen, stellt sie eigenverantwortlich sicher, dass 
diese den Vorschriften dieses Gesetzes, insbesonde-
re der §§ 4 bis 6, entsprechen. 
 
§ 10 Werbung
(1) Werbung ist jede Äußerung, die der unmittelba-
ren oder mittelbaren Förderung des Absatzes von 
Waren und Dienstleistungen, einschließlich unbe-
weglicher Sachen, Rechte und Verpflichtungen, oder 
des Erscheinungsbilds natürlicher oder juristischer 
Personen, die einer wirtschaftlichen Tätigkeit nach-

(2) Die Deutsche Welle kann zur Herstellung und 
wirtschaftlichen Verwertung von Rundfunkproduk-
tionen mit anderen Rundfunkveranstaltern zusam-
menarbeiten und sich zu diesem Zweck im Rahmen 
des § 59 auch an anderen Unternehmen beteiligen. 
Die Herstellung der Rundfunkproduktionen nach 
Satz 1 darf nicht überwiegend einer wirtschaftli-
chen Verwertung dienen. 

(3) Die Zusammenarbeit mit Rundfunkanstalten 
und -veranstaltern nach den Absätzen 1 und 2 ist 
zulässig, sofern die redaktionelle Unabhängigkeit 
der Deutschen Welle unberührt bleibt. 

(4) Die Deutsche Welle arbeitet wechselseitig zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben insbesondere mit den In-
stitutionen zusammen, die sich mit internationalen 
Beziehungen, Kultur, Wirtschaft und Wissenschaft 
befassen.

§ 9 Produktionen
(1) Die Deutsche Welle erfüllt die ihr übertragenen 
Aufgaben durch Verbreitung von Sendungen, die 
sie 

	 1. 	selbst plant und herstellt  
		  (Eigenproduktionen),
	 2. 	gemeinsam mit Dritten produziert  
		  (Gemeinschaftsproduktionen),
	 3. 	von Dritten herstellen lässt  
		  (Auftragsproduktionen),
	 4. 	von Dritten erwirbt  
		  (Fremdproduktionen).
	  
(2) Zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachi-
gen und europäischen Raum und zur Förderung 
von europäischen Film- und Fernsehproduktionen 
soll die Deutsche Welle den Hauptanteil ihrer insge-
samt für Spielfilme, Fernsehspiele, Serien, Doku-
mentarsendungen und vergleichbare Produktionen 
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folgenden Kriterien entsprechen: 

	 a) 	Sie darf sich weder an Kinder oder Jugendli- 
		  che richten noch durch die Art der Darstel- 
		  lung Kinder und Jugendliche besonders  
		  ansprechen oder diese beim Alkoholgenuss  
		  darstellen.
	 b) 	Es darf keinerlei Verbindung zwischen einer  
		  Verbesserung der physischen Leistung und  
		  Alkoholgenuss oder dem Führen von Kraft- 
		  fahrzeugen und Alkoholgenuss hergestellt  
		  werden.
	 c) 	 Es darf nicht der Eindruck erweckt werden,  
		  Alkoholgenuss fördere sozialen oder sexuel- 
		  len Erfolg.
	 d) 	Sie darf nicht eine therapeutische, stimulie- 
		  rende, beruhigende oder konfliktlösende  
		  Wirkung von Alkohol suggerieren.
	 e) 	Unmäßigkeit im Genuss alkoholischer  
		  Getränke darf nicht gefördert oder Enthalt- 
		  samkeit oder Mäßigkeit nicht negativ darge- 
		  stellt werden.
	 f) 	 Die Höhe des Alkoholgehalts von Getränken  
		  darf nicht als positive Eigenschaft hervorge- 
		  hoben werden. 
 
(5) Werbung oder Werbetreibende dürfen das 
übrige Programm inhaltlich und redaktionell nicht 
beeinflussen. 

(6) Werbung muss als solche klar erkennbar sein. Sie 
muss im Fernsehen durch optische und im Hörfunk 
durch akustische Mittel eindeutig von anderen Pro-
grammteilen getrennt sein. In der Werbung dürfen 
unterschwellige Techniken nicht eingesetzt werden. 
Eine Teilbelegung des ausgestrahlten Bildes mit Wer-
bung ist zulässig, wenn die Werbung vom übrigen 
Programm eindeutig optisch getrennt und als solche 
gekennzeichnet ist. Im Rahmen der Zusammenarbeit 
der Deutschen Welle mit den ARD-Landesrundfunk-

gehen, dient und gegen Entgelt oder eine ähnliche 
Gegenleistung oder als Eigenwerbung im Rundfunk 
oder in einem Telemedium aufgenommen ist. Wer-
bung ist insbesondere Rundfunkwerbung, Spon-
sern und Produktplatzierung. 

(2) Werbung darf nicht die Menschenwürde verlet-
zen oder Diskriminierungen aufgrund von Ge-
schlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, Staatsan-
gehörigkeit, Religion oder Glauben, Behinderung, 
Alter oder sexueller Orientierung beinhalten oder 
fördern. 

(3) Werbung darf nicht irreführen, den Interessen 
der Verbraucher nicht schaden und nicht Ver-
haltensweisen fördern, die die Gesundheit oder 
Sicherheit der Verbraucher sowie den Schutz der 
Umwelt gefährden. Werbung darf Kindern und 
Jugendlichen weder körperlichen noch seelischen 
Schaden zufügen. Werbung, die sich auch an Kinder 
oder Jugendliche richtet oder bei der Kinder oder 
Jugendliche eingesetzt werden, darf nicht ihren 
Interessen schaden oder ihre Unerfahrenheit aus-
nutzen. Werbung darf daher nicht 
 
	 1. 	 direkte Aufrufe zum Kauf oder zur Miete von  
		  Waren oder Dienstleistungen an Kinder oder  
		  Jugendliche enthalten, die deren Unerfahren- 
		  heit und Leichtgläubigkeit ausnutzen,
	 2. 	 Kinder oder Jugendliche unmittelbar dazu  
		  auffordern, ihre Eltern oder Dritte zum  
		  Kauf der beworbenen Waren oder Dienst- 
		  leistungen zu bewegen,
	 3. 	 das besondere Vertrauen ausnutzen, das  
		  Kinder oder Jugendliche zu Eltern, Lehrern  
		  und anderen Personen haben oder
	 4. 	 Kinder oder Jugendliche ohne berechtigten  
		  Grund in gefährlichen Situationen zeigen. 

(4) Die Werbung für alkoholische Getränke muss 
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(13) Richtet sich die Werbung in einem Fernseh-
programm eigens und häufig an Zuschauer eines 
anderen Staates, der das Europäische Übereinkom-
men über das grenzüberschreitende Fernsehen 
ratifiziert hat und nicht Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft ist, so dürfen die für die Fernsehwer-
bung dort geltenden strengeren Vorschriften nicht 
umgangen werden. Satz 1 gilt nicht, wenn mit dem 
betroffenen Staat Übereinkünfte auf diesem Gebiet 
geschlossen wurden. 

(14) Die Gesamtdauer der Werbung beträgt im Fern-
sehprogramm der Deutschen Welle höchstens 20 
Minuten werktäglich im Jahresdurchschnitt. Nicht voll-
ständig genutzte Werbezeit darf höchstens bis zu fünf 
Minuten werktäglich nachgeholt werden. Bei Sendun-
gen für regionale Verbreitungsgebiete ist ein höherer 
Werbeanteil zulässig. Die Dauer der Spot-Werbung im 
Fernsehen darf innerhalb eines Zeitraums von einer 
Stunde 20 vom Hundert nicht überschreiten. 
 
(15) Werbesendungen in Form von direkten Angebo-
ten an die Öffentlichkeit für den Verkauf, den Kauf 
oder den Abschluss eines Miet- oder Pachtvertrages 
über Erzeugnisse oder die Erbringung von Dienst-
leistungen (Fernseheinkauf) sind unzulässig. 

(16) Zur Durchführung der Absätze 2 bis 15 erlässt 
der Rundfunkrat Richtlinien.
 
§ 11 Sponsern
(1) Sponsern ist der Beitrag einer natürlichen oder 
juristischen Person oder einer Personenvereini-
gung, die an Rundfunktätigkeiten, an der Bereit-
stellung von Telemedien oder an der Produktion 
audiovisueller Werke nicht beteiligt ist, zur direkten 
oder indirekten Finanzierung von Telemedien oder 
einer Sendung, um den Namen, die Marke, das 
Erscheinungsbild der Person, ihre Tätigkeit oder ihre 
Leistungen zu fördern. 

anstalten und dem ZDF ist von den Landesrundfunk-
anstalten übernommene, nachträglich in das Bild 
eingegebene oder veränderte Werbung zulässig; 
entsprechendes gilt für die Übernahme von in Sen-
dungen enthaltenen Produktplatzierungen. 

(7) Dauerwerbesendungen sind zulässig, wenn der 
Werbecharakter erkennbar im Vordergrund steht 
und die Werbung einen wesentlichen Bestandteil der 
Sendung darstellt. Sie müssen zu Beginn als Dauer-
werbesendung angekündigt und während ihres ge-
samten Verlaufs als solche gekennzeichnet werden. 

(8) Schleichwerbung ist unzulässig. Schleichwerbung 
ist die Erwähnung oder Darstellung von Waren, 
Dienstleistungen, Namen, Marken oder Tätigkeiten 
eines Herstellers von Waren oder eines Erbringers 
von Dienstleistungen in Programmen, wenn sie zu 
Werbezwecken vorgesehen ist und die Allgemeinheit 
hinsichtlich des eigentlichen Zwecks dieser Erwäh-
nung oder Darstellung irreführen kann. Eine Erwäh-
nung oder Darstellung gilt insbesondere dann als zu 
Werbezwecken vorgesehen, wenn sie gegen Entgelt 
oder eine sonstige Gegenleistung erfolgt. 

(9) In der Fernsehwerbung dürfen keine Personen 
auftreten, die regelmäßig Nachrichtensendungen 
oder Sendungen zum politischen Zeitgeschehen 
vorstellen. 

(10) Werbung politischer, weltanschaulicher oder 
religiöser Art ist unzulässig. § 17 bleibt unberührt. 

(11) Übertragungen von Gottesdiensten sowie 
Sendungen für Kinder dürfen nicht durch Werbung 
unterbrochen werden. 

(12) Fernsehwerbung ist in Blöcken und zwischen 
einzelnen Sendungen einzufügen. 
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§ 13 Transkription
(1) Die Deutsche Welle kann für ausländische Rund-
funkveranstalter sendefertige deutsch- oder fremd-
sprachige Sendungen herstellen (Transkription). 

(2) Die Verwendung der nach Absatz 1 produzierten 
Sendungen außerhalb des Rundfunks, die Weiter-
gabe durch ausländische Rundfunkveranstalter an 
Dritte sowie der kommerzielle Vertrieb der Sen-
dungen durch Dritte sind nicht gestattet. Werden 
Sendungen zur einmaligen Ausstrahlung innerhalb 
einer bestimmten Frist freigegeben, so ist vertrag-
lich sicherzustellen, dass diese nach der Ausstrah-
lung von dem Dritten gelöscht werden.

§ 14 Druckwerke
Die Deutsche Welle kann Druckwerke mit pro-
grammbezogenem Inhalt veröffentlichen, soweit 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

§ 15 Sendetechnik
(1) Die Deutsche Welle kann zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe nach § 3 die gleichen technischen Über-
tragungsmöglichkeiten nutzen, die den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Länder zur 
Verfügung stehen. Dazu zählt auch die Zuspielung 
und die Abstrahlung der Programme über Satelliten. 

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe kann die Deutsche 
Welle im In- und Ausland die erforderlichen Rund-
funksender anmieten; im Ausland kann sie die 
erforderlichen Rundfunksender auch errichten,  
unterhalten und betreiben. 
 
(3) Die Programme der Deutschen Welle können 
über Satellit ausgestrahlt sowie im Ausland terres-
trisch verbreitet und in ausländische Kabelnetze 
eingespeist werden. Die Deutsche Welle nutzt für 
ihre Hörfunkprogramme auch die ihr zugewiesenen 
Übertragungsmöglichkeiten im Kurz- und  

(2) Bei Angeboten, die ganz oder teilweise gespon-
sert werden, muss zu Beginn und am Ende auf die 
Finanzierung durch den Sponsor in vertretbarer 
Kürze deutlich hingewiesen werden; der Hinweis ist 
in diesem Rahmen auch durch Bewegtbild möglich. 
Neben oder an Stelle des Namens des Sponsors 
kann auch dessen Firmenemblem oder eine Marke 
eingeblendet werden. 

(3) Inhalt und Programmplatz eines gesponserten 
Angebots dürfen vom Sponsor nicht in der Weise 
beeinflusst werden, dass die Verantwortung und 
die redaktionelle Unabhängigkeit der Deutschen 
Welle beeinträchtigt werden. 

(4) Gesponserte Angebote dürfen nicht zum Ver-
kauf, zum Kauf oder zum Abschluss eines Miet- oder 
Pachtvertrags über Erzeugnisse oder Dienstleis-
tungen des Sponsors oder eines Dritten, vor allem 
durch entsprechende besondere Hinweise, anregen. 

(5) Nachrichtensendungen und Angebote zum 
politischen Zeitgeschehen dürfen nicht gesponsert 
werden.  
 
(6) Zur Durchführung der Absätze 1 bis 5 erlässt der 
Rundfunkrat Richtlinien. 
 
§ 12 Programmabgabe an Dritte
Die Deutsche Welle kann ausländischen Rund-
funkveranstaltern oder Dritten gestatten, die von 
ihr produzierten oder verbreiteten Sendungen 
im Ausland wiederauszustrahlen, in ausländi-
sche Kabelnetze einzuspeisen oder in sonstiger 
Weise einzusetzen, wenn dies der Erfüllung ihres 
Programmauftrags dient und ein kommerzieller 
Vertrieb der abgegebenen Sendungen durch Dritte 
ausgeschlossen ist. Ausländische Rundfunkver-
anstalter oder Dritte haben keinen Anspruch auf 
Überlassung von Sendungen der Deutschen Welle. 
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		  Umfang des beanstandeten Teils der Sen- 
		  dung deutlich überschreitet. 
 
(3) Die Gegendarstellung muss sich auf tatsächliche 
Angaben beschränken und darf keinen strafbaren 
Inhalt haben. Sie bedarf der Schriftform und ist vom 
Betroffenen oder seinem gesetzlichen Vertreter zu 
unterzeichnen. Der Betroffene oder sein Vertreter 
kann die Verbreitung nur verlangen, wenn die Gegen-
darstellung unverzüglich, spätestens innerhalb von 
drei Monaten nach der Verbreitung der beanstande-
ten Tatsachenbehauptung, der Deutschen Welle zu-
geht. Die Gegendarstellung muss die beanstandete 
Sendung und die Tatsachenbehauptung bezeichnen. 

(4) Die Gegendarstellung muss unverzüglich inner-
halb des gleichen Programms wie die beanstandete 
Tatsachenbehauptung sowie zur gleichen Tageszeit 
oder, wenn dies nicht möglich ist, zu einer Sendezeit 
verbreitet werden, die der Zeit der beanstandeten 
Sendung gleichwertig ist. Die Verbreitung erfolgt ohne 
Einschaltungen, Kommentierungen und Weglassun-
gen. Eine Erwiderung auf die Gegendarstellung ist nur 
zulässig, wenn sie sich auf Tatsachen beschränkt. 

(5) Die Verbreitung der Gegendarstellung erfolgt 
unentgeltlich. 

(6) Lehnt die Deutsche Welle die Verbreitung der 
Gegendarstellung ab oder bleibt sie untätig, so steht 
der betroffenen Person oder Stelle der ordentliche 
Rechtsweg offen. Auf Antrag des Betroffenen kann 
das Gericht anordnen, dass die Deutsche Welle in der 
Form des Absatzes 4 eine Gegendarstellung ver-
breitet. Auf das Verfahren sind die Vorschriften der 
Zivilprozessordnung über das Verfahren auf Erlass 
einer einstweiligen Verfügung entsprechend anzu-
wenden. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht 
nicht glaubhaft gemacht zu werden. Ein Verfahren 
zur Hauptsache findet nicht statt. 

Mittelwellenbereich. Zusätzlich strahlt die Deutsche 
Welle ihre Hörfunkprogramme von angemieteten 
Sendern oder eigenen Relaisstationen im Ausland ab. 

Unterabschnitt 4
Rechte Dritter

§ 16 Verlautbarungsrecht
Die Deutsche Welle räumt der Bundesregierung in 
Krisen- oder Katastrophenfällen oder in anderen 
erheblichen Gefahrenlagen für amtliche Verlautba-
rungen unverzüglich und unentgeltlich angemesse-
ne Sendezeit ein.

§ 17 Sendezeit für Dritte
Den Evangelischen Kirchen, der Katholischen Kir-
che und der Jüdischen Gemeinde sind auf Wunsch 
angemessene Sendezeiten zur Übertragung 
gottesdienstlicher Handlungen und Feierlichkeiten 
oder sonstiger religiöser Sendungen, auch solcher 
über Fragen ihrer öffentlichen Verantwortung, 
einzuräumen. Andere über das gesamte Bundes-
gebiet verbreitete Religionsgemeinschaften des 
öffentlichen Rechts müssen angemessen berück-
sichtigt werden.

§ 18 Gegendarstellung
(1) Die Deutsche Welle ist verpflichtet, durch Rund-
funk die Gegendarstellung der Person oder Stelle 
zu verbreiten, die durch eine von der Deutschen 
Welle in einer Sendung verbreitete Tatsachenbe-
hauptung betroffen ist. 

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Gegendarstellung 
besteht nicht, wenn 

	 1. 	 die betroffene Person oder Stelle kein berech- 
		  tigtes Interesse an der Verbreitung hat oder
	 2. 	 die Gegendarstellung ihrem Umfang nach  
		  nicht angemessen ist, insbesondere den  
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wenn er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung seiner 
personenbezogenen Daten durch die Deutsche 
Welle in seinen Rechten verletzt worden zu sein 
(Anrufung). 

(2) Wird mit einer Anrufung gleichzeitig die Ver-
letzung von Programmgrundsätzen nach § 19 
behauptet, so unterrichtet der Beauftragte für den 
Datenschutz der Deutschen Welle unverzüglich den 
Intendanten und gibt gleichzeitig ihm gegenüber 
eine Stellungnahme zum Inhalt der Anrufung ab. 
Schließt sich der Intendant dieser Stellungnahme an, 
so gilt für das weitere Verfahren § 19 Abs. 2 und 3. 
Will der Intendant in seiner Entscheidung hinsicht-
lich des die Anrufung betreffenden Teils von der 
Stellungnahme des Beauftragten für den Daten-
schutz der Deutschen Welle abweichen, so legt er 
die Eingabe dem Verwaltungsrat zur abschließenden 
Entscheidung vor. An die Entscheidung des Verwal-
tungsrates ist der Intendant gebunden. Das Nähere 
regelt die Satzung. 

(3) Wird mit einer Programmbeschwerde nach § 19 
eine Anrufung verbunden, so leitet der Intendant 
diese Eingabe zur Stellungnahme dem Beauftragten 
für den Datenschutz der Deutschen Welle zu; Absatz 
2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 21 Beweissicherung
(1) Von allen Sendungen, die die Deutsche Welle ver-
breitet, sind originalgetreue und vollständige Tonauf-
zeichnungen, von Fernsehsendungen auch Bildauf-
zeichnungen, herzustellen und aufzubewahren. 

(2) Die Aufbewahrungsfrist beträgt drei Monate 
ab dem Tag der Ausstrahlung der Sendung. Wird 
innerhalb dieser Frist eine Sendung beanstandet, so 
ist die Aufzeichnung aufzubewahren, bis die Bean-
standung durch rechtskräftige gerichtliche Entschei-
dung, durch gerichtlichen Vergleich oder auf andere 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für wahrheits-
getreue Berichte über öffentliche Sitzungen des 
Europäischen Parlaments, der gesetzgebenden Or-
gane des Bundes, der Länder, der Vertretungen der 
Gemeinden und Gemeindeverbände, der Gerichte 
sowie für Sendungen nach den §§ 16 und 17. 
 
(8) Zu einer Gegendarstellung kann eine Gegendar-
stellung nicht verlangt werden.

§ 19 Eingaben und Beschwerden
(1) Jedermann hat das Recht, sich mit Anregungen 
zum Programm und Eingaben an die Deutsche 
Welle zu wenden. 

(2) Eingaben, in denen die Verletzung von Pro-
grammgrundsätzen behauptet wird (Programmbe-
schwerden), sollen unverzüglich nach Ausstrahlung 
der Sendung erhoben werden. Über Programm-
beschwerden entscheidet der Intendant innerhalb 
eines Monats nach Eingang durch schriftlichen 
Bescheid.

(3) Der Intendant legt die Programmbeschwerde 
sowie seinen abschließenden Bescheid dem Rund-
funkrat zur Unterrichtung vor. Hilft der Intendant 
der Programmbeschwerde nicht oder nicht inner-
halb der Frist nach Absatz 2 Satz 2 ab, so kann sich 
der Beschwerdeführer an den Rundfunkrat wen-
den, der dann über die Programmbeschwerde ent-
scheidet. Auf diese Möglichkeit hat der Intendant in 
seinem Bescheid ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) Das Nähere regelt die Satzung. Sie kann vorsehen, 
dass der Rundfunkrat einem Beschwerdeausschuss 
die Entscheidung nach Absatz 3 Satz 2 überträgt.

§ 20 Anrufungsrecht
(1) Jedermann kann sich an den Beauftragten für 
den Datenschutz der Deutschen Welle wenden, 



30 31

tigen für die Sendung Verantwortlichen bekannt. 
Die Deutsche Welle hat ferner folgende Informa-
tionen im Rahmen ihres Gesamtangebots leicht, 
unmittelbar und ständig zugänglich zu machen: 

	 1. 	 Name und Anschrift,
	 2. 	 Angaben, die eine schnelle und unmittel- 
		  bare Kontaktaufnahme und eine effiziente  
		  Kommunikation ermöglichen,  
		  einschließlich der Adresse der elektroni- 
		  schen Post,
	 3. 	 die Angabe, dass die Deutsche Welle der  
		  Rechtshoheit der Bundesrepublik Deutsch- 
		  land unterworfen ist und
	 4.	 Angaben über die zuständige Aufsicht.

(2) Die Deutsche Welle stellt der für Kultur und 
Medien zuständigen obersten Bundesbehörde die 
Informationen zur Verfügung, die diese zur Erfül-
lung ihrer Auskunfts- und Berichtspflichten nach 
den folgenden Vorschriften benötigt: 

	 1. 	 Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie 2010/13/EU  
		  des Europäischen Parlaments und des Rates  
		  vom 10. März 2010 zur Koordinierung  
		  bestimmter Rechts- und Verwaltungsvor- 
		  schriften der Mitgliedstaaten über die  
		  Bereitstellung audiovisueller Mediendienste 	
		  (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste)  
		  (ABl. L 95 vom 15.4.2010, S. 1; L 263 vom  
		  6.10.2010, S. 15), die durch die Richtlinie (EU)  
		  2018/1808 (ABl. L 303 vom 28.11.2018, S. 69)  
		  geändert worden ist, und
	 2. 	 Artikel 6 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel  
		  19 des Europäischen Übereinkommens  
		  über das grenzüberschreitende Fernsehen  
		  vom 5. Mai 1989 (BGBl. 1994 II S. 638),  
		  geändert durch das Protokoll des Europa- 
		  rates vom 9. September 1998 (BGBl. 2000 II S.  
		  1090), in Kraft getreten am 1. März 2002.

Weise erledigt ist. 

(3) Wer schriftlich oder elektronisch glaubhaft 
macht, durch eine Sendung der Deutschen Welle 
in seinen Rechten betroffen zu sein, kann von der 
Deutschen Welle Einsicht in die Aufzeichnung dieser 
Sendung verlangen und auf eigene Kosten durch 
die Deutsche Welle Mehrausfertigungen herstellen 
lassen. 
 
Unterabschnitt 5  
Verantwortung für Sendungen 

§ 22 Allgemeine Verantwortung
(1) Wer die Sendung eines Beitrages veranlasst oder 
zugelassen hat, trägt für dessen Inhalt und Gestal-
tung nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze und 
der besonderen Vorschriften dieses Gesetzes die 
Verantwortung. Verantwortlich ist auch, wer es un-
terlassen hat, in seinem Aufgabenkreis pflichtgemäß 
tätig zu werden. 
 
(2) Es wird vermutet, dass für die Sendung aller Bei-
träge der Intendant verantwortlich ist. Sofern und 
soweit für ihn ein Vertreter tätig war, gilt die Vermu-
tung zu dessen Lasten. Die Sätze 1 und 2 finden in 
Straf- und Bußgeldsachen keine Anwendung. 

(3) Für Inhalt und Gestaltung der Sendungen, für die 
die Deutsche Welle nach den §§ 16 und 17 Sende-
zeiten eingeräumt hat, ist derjenige verantwortlich, 
dem die Sendezeit überlassen worden ist.
 
(4) Die Verantwortlichkeit anderer Personen, insbe-
sondere des Verfassers, Herstellers oder Gestalters 
eines Beitrages, bleibt unberührt.

§ 23 Auskunftspflicht
(1) Die Deutsche Welle gibt auf Verlangen Namen 
und Dienstanschrift des Intendanten oder der sons-
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Abschnitt 2

Struktur der Anstalt

Unterabschnitt 1
Allgemeine Vorschriften 

§ 24 Organe
(1) Die Organe der Deutschen Welle sind: 

	 1. 	 der Rundfunkrat,
	 2. 	 der Verwaltungsrat,
	 3. 	 der Intendant. 

(2) Gremien der Deutschen Welle sind der Rund-
funkrat und der Verwaltungsrat.  
 
(3) Die Mitglieder der Gremien sind ehrenamtlich 
tätig.

§ 25 Unvereinbarkeit von Ämtern und Tätigkei-
ten
(1) Die Mitgliedschaften in den Gremien der Deutschen 
Welle schließen sich gegenseitig aus. Der Intendant 
darf nicht Gremienmitglied sein. 

(2) Die Mitglieder der Gremien dürfen keine wirt-
schaftlichen oder sonstigen Interessen verfolgen, 
die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Aufgaben als 
Mitglieder der Gremien zu gefährden. Sie dürfen ins-
besondere nicht zugleich Mitglieder eines Organs 

	 1. 	 einer anderen öffentlich-rechtlichen Rund- 
		  funkanstalt oder eines privaten Rundfunk- 
		  veranstalters,
	 2. 	 eines Zusammenschlusses von öffentlich- 
		  rechtlichen oder privaten Rundfunkveran- 
		  staltern,

	 3. 	 einer rechtsfähigen1 Gesellschaft des privaten  
		  Rechts, die unmittelbar oder mittelbar ver 
		  tragliche Regelungen über die Lieferung von  
		  Rundfunkprogrammen oder Programmteilen  
		  zu einem öffentlich-rechtlichen oder privaten  
		  Rundfunkveranstalter unterhält, oder
	 4. 	 einer öffentlich-rechtlichen Anstalt, der die  
		  Zulassung von und die Aufsicht über Rund- 
		  funkveranstalter des privaten Rechts obliegt,  
		  sein.  

Satz 2 gilt nicht für von der Deutschen Welle 
entsandte Mitglieder von Aufsichtsorganen oder 
Gremien eines Unternehmens, an dem die Deutsche 
Welle beteiligt ist. 

(3) Die Mitglieder der Gremien dürfen weder auf 
Grund eines Dienst- oder Arbeitsvertrages noch als 
freie Mitarbeiter oder sonstwie gegen Entgelt für 
die Deutsche Welle oder eine der in Absatz 2 Satz 2 
genannten Anstalten, Zusammenschlüsse von An-
stalten, Gesellschaften oder Firmen tätig sein, es sei 
denn, es handelt sich um eine gelegentliche, nicht 
ständige Vortragstätigkeit. 

(4) Die von den gesellschaftlichen Gruppen und 
Organisationen benannten Mitglieder des Rund-
funkrates sowie die vom Rundfunkrat aus diesen 
Gruppen und Organisationen gewählten Mitglieder 
des Verwaltungsrates dürfen nicht Mitglied des 
Europäischen Parlaments, einer gesetzgebenden 
Körperschaft des Bundes oder eines Landes oder 
Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesre-
gierung sein.

§ 26 Unabhängigkeit
(1) Die Mitglieder der Gremien vertreten bei 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben die Interessen der 

1 	Durch das im Laufe des Jahres 2021 zu erwartende Inkraft- 
	 treten des Gesetzes zur Modernisierung des Personengesell- 
	 schaftsrechts wird in § 25 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 DWG das Wort 	
	 „rechtsfähigen” ergänzt.
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Allgemeinheit. Sie sind weder an Aufträge noch an 
Weisungen gebunden. 

(2) Die Mitglieder der Gremien dürfen an der 
Übernahme und Ausübung ihrer Tätigkeit nicht 
gehindert oder hierdurch in ihrem Dienst- oder Ar-
beitsverhältnis benachteiligt werden. Es ist auch un-
zulässig, sie aus Gründen der Gremienmitgliedschaft 
zu entlassen oder ihnen zu kündigen. Stehen sie in 
einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, so ist ihnen die 
für ihre Tätigkeit erforderliche Zeit zu gewähren.

§ 27 Amtszeit
(1) Die Amtszeit der Gremien beträgt fünf Jahre und 
beginnt jeweils mit ihrem ersten Zusammentritt. 

(2) Nach Ablauf der Amtszeit führen die Gremi-
en die Geschäfte weiter, bis die entsprechenden 
neugebildeten Gremien zu ihrer konstituierenden 
Sitzung zusammentreten. 

§ 28 Abberufung und vorzeitiges Ausscheiden
(1) Die staatlichen Organe sowie die gesellschaftli-
chen Gruppen und Organisationen können das von 
ihnen gewählte oder benannte Mitglied abberufen, 
wenn dessen Tätigkeit für die wahl- oder benen-
nungsberechtigte Stelle endet. 

(2) Ein Mitglied gilt darüber hinaus als ausgeschie-
den, wenn es die Voraussetzungen des § 25 nicht 
mehr erfüllt und das entsprechende Gremium dies 
durch Beschluss feststellt. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist nach 
den für die Wahl oder Benennung des ausgeschie-
denen Mitglieds geltenden Vorschriften ein Nach-
folger für den Rest der Amtszeit zu wählen oder zu 
benennen.

 

§ 29 Neuberufung der Gremienmitglieder
(1) Spätestens vier Monate vor Ablauf der Amtszeit 
des Rundfunkrates bittet dessen Vorsitzender die 
wahl- oder benennungsberechtigten Stellen um die 
Wahl oder Benennung der Mitglieder für den neuen 
Rundfunkrat. 

(2) Spätestens vier Monate vor Ablauf der Amtszeit 
des Verwaltungsrates bittet dessen Vorsitzender die 
in § 31 Abs. 2 genannten staatlichen Organe und den 
Vorsitzenden des Rundfunkrates um die Wahl oder 
Benennung der Mitglieder für den neuen Verwal-
tungsrat. 

(3) Solange und soweit von dem Wahl- und Benen-
nungsrecht kein Gebrauch gemacht wird, verringert 
sich die Zahl der Mitglieder des jeweiligen Gremiums 
entsprechend. 

(4) Bei der Wahl oder Benennung ist darauf hinzu-
wirken, dass eine gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern geschaffen oder erhalten wird.

§ 30 Kostenerstattung
Die Mitglieder der Gremien haben Anspruch auf Auf-
wandsentschädigung sowie Reisekostenvergütung, 
Tagegelder und Übernachtungsgelder. Das Nähere 
regelt die Satzung. 
 
Unterabschnitt 2
Rundfunkrat 

§ 31 Zusammensetzung
(1) Der Rundfunkrat besteht aus 17 Mitgliedern. 

(2) Je zwei Mitglieder des Rundfunkrates werden 
vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat 
gewählt. Drei Mitglieder werden von der Bundesre-
gierung benannt. 
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(3) Folgende gesellschaftliche Gruppen und Organi-
sationen benennen jeweils ein Mitglied des Rund-
funkrates: 

	 1. 	 Evangelische Kirche,
	 2. 	 Katholische Kirche,
	 3. 	 Zentralrat der Juden in Deutschland,
	 4. 	 Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit- 
		  geberverbände im Einvernehmen mit dem  
		  Deutschen Industrie- und Handelstag  
		  (DIHT),
	 5. 	 gewerkschaftliche Spitzenorganisationen,
	 6. 	 Deutscher Sportbund,
	 7. 	 Internationale Weiterbildung und Entwick- 
		  lung (InWent) gGmbH,
	 8. 	 Deutscher Kulturrat,
	 9. 	 Deutsche Akademie für Sprache und  
		  Dichtung,
	 10.	Hochschulrektorenkonferenz. 

(4) Für jedes Mitglied des Rundfunkrates ist ein 
stellvertretendes Mitglied zu wählen oder zu be-
nennen. Das stellvertretende Mitglied nimmt bei 
Verhinderung des ordentlichen Mitglieds vollbe-
rechtigt an den Sitzungen des Rundfunkrates und 
seiner Ausschüsse teil.

§ 32 Aufgaben
(1) Der Rundfunkrat vertritt bei der Deutschen Welle 
die Interessen der Allgemeinheit. Er beschließt über 
Fragen grundsätzlicher Bedeutung für die Deutsche 
Welle. Er berät den Intendanten in allgemeinen Pro-
grammangelegenheiten und wirkt auf die Erfüllung 
des Programmauftrages hin.
 
(2) Der Rundfunkrat überwacht die Einhaltung der 
Programmgrundsätze (§ 5) und der allgemeinen Pro-
grammrichtlinien. Er kann feststellen, dass bestimm-
te Sendungen gegen die Programmgrundsätze ver-
stoßen haben. Er kann dem Intendanten aufgeben, 

einen festgestellten Verstoß abzustellen oder künftig 
zu unterlassen. Eine Kontrolle einzelner Sendungen 
durch den Rundfunkrat vor ihrer Ausstrahlung ist 
nicht zulässig, es sei denn, es liegen bereits eindeu-
tige Anhaltspunkte für einen Verstoß der Sendung 
gegen die Programmgrundsätze vor. 
 
(2a) Der Rundfunkrat beschließt die Aufgabenpla-
nung der Deutschen Welle auf der Grundlage einer 
Vorlage des Intendanten. 

(3) Dem Rundfunkrat obliegen insbesondere folgen-
de Aufgaben: 

	 1. 	 Erlass oder Änderung der Satzung der  
		  Deutschen Welle,
	 2.	 Erlass oder Änderung von Programmricht- 
		  linien,
	 3. 	 Wahl und Abberufung des Intendanten,
	 4. 	 Wahl und Abberufung der Mitglieder des  
		  Verwaltungsrates nach § 36 Abs. 1 Nr. 2,
	 5. 	 Ernennung und Amtsenthebung des Beauf- 
		  tragten für den Datenschutz der Deutschen  
		  Welle,
	 6.	 Bildung von Ausschüssen des Rundfunk- 
		  rates,
	 7. 	 Wahl und Abberufung der Mitglieder der  
		  Ausschüsse des Rundfunkrates,
	 8. 	 Erlass oder Änderung der Geschäfts- 
		  ordnung des Rundfunkrates,
	 9. 	 Erlass oder Änderung der Richtlinien über  
		  das Sponsern,
	 10.	Erlass oder Änderung der Richtlinien über  
		  die Werbung. 
 
(4) Der Rundfunkrat ist in Grundsatzfragen finanz- 
und personalwirtschaftlicher Art anzuhören. Dies 
gilt insbesondere im Falle der Feststellung des Wirt-
schaftsplans und der Entlastung des Intendanten 
durch den Verwaltungsrat.
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§ 33 Sitzungen
(1) Der Rundfunkrat tritt mindestens alle drei Mo-
nate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. Auf 
Antrag von sechs Mitgliedern oder des Intendanten 
muss er zu einer außerordentlichen Sitzung zusam-
mentreten. 
 
(2) Die Sitzungen des Rundfunkrates sind nicht 
öffentlich. Der Rundfunkrat kann beschließen, in 
öffentlicher Sitzung zu tagen. 

(3) Der Vorsitzende oder ein von ihm beauftragtes 
Mitglied des Verwaltungsrates und der Intendant 
nehmen an den Sitzungen des Rundfunkrates teil. 
Sie sind auf Wunsch zu hören. 

(4) Ein Mitglied der Personalvertretung nimmt an 
den Sitzungen des Rundfunkrates teil und kann zu 
Fragen, die nicht den Programmbereich betreffen, 
gehört werden.

§ 34 Beschlüsse und Wahlen
(1) Der Rundfunkrat ist beschlussfähig, wenn nach 
ordnungsgemäßer Ladung die Mehrheit seiner 
Mitglieder anwesend ist. 
 
(2) Für Beschlüsse des Rundfunkrates ist grund-
sätzlich die Mehrheit der Stimmen seiner anwesen-
den Mitglieder erforderlich. Beschlüsse über eine 
Feststellung von Verstößen gegen die Programm-
grundsätze sowie der Erlass oder die Änderung 
der Geschäftsordnung bedürfen der Mehrheit der 
Stimmen seiner Mitglieder. Einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder bedürfen 

	 1. 	 der Erlass oder die Änderung der Satzung 	
		  der Deutschen Welle,
	 2. 	 die Abberufung des Intendanten,
	 3. 	 die Abberufung eines Mitglieds des Verwal- 
		  tungsrates nach § 36 Abs. 1 Nr. 2,

	 4. 	 die Abberufung eines Mitglieds eines Aus- 
		  schusses des Rundfunkrates. 

(3) Für Wahlen gilt Absatz 1 entsprechend. 

(4) Der Rundfunkrat wählt aus seiner Mitte in gehei-
mer Wahl mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mit-
glieder einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 
 
(5) Der Rundfunkrat wählt den Intendanten mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen seiner Mit-
glieder. Kommt in zwei Wahlgängen eine Mehrheit 
von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder nicht 
zustande, entscheidet die Mehrheit der Mitglieder. 

(6) Für sonstige Wahlen gilt Absatz 2 Satz 1 entspre-
chend.

§ 35 Ausschüsse
(1) Der Rundfunkrat bildet aus der Mitte seiner 
Mitglieder je einen Programmausschuss für Hörfunk 
und Fernsehen; daneben kann er weitere Ausschüsse 
einrichten. 

(2) Die Ausschüsse bereiten die Beschlüsse des 
Rundfunkrates im jeweiligen Aufgabenbereich vor. 
Sie erstatten dem Rundfunkrat jährlich einen Bericht 
über ihre Tätigkeit. 
 
(3) Näheres regelt die Geschäftsordnung.

Unterabschnitt 3
Verwaltungsrat 

§ 36 Zusammensetzung
(1) Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mitglie-
dern. Ihm gehören an:  

	 1. 	 je ein vom Deutschen Bundestag und vom  
		  Bundesrat sowie ein von der Bundesregie- 
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		  rung zu wählender oder zu benennender  
		  Vertreter,
	 2. 	 vier vom Rundfunkrat zu wählende Vertre- 
		  ter der in § 31 Abs. 3 genannten gesell- 
		  schaftlichen Gruppen und Organisationen. 

(2) Vorschläge für die nach Absatz 1 Nr. 2 zu wäh-
lenden Mitglieder können aus der Mitte des Rund-
funkrates oder von den in § 31 Abs. 3 genannten 
gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen 
unterbreitet werden. 

(3) Für jedes Mitglied des Verwaltungsrates ist ein 
stellvertretendes Mitglied zu wählen oder zu benen-
nen. Das stellvertretende Mitglied nimmt bei Verhin-
derung des ordentlichen Mitglieds vollberechtigt an 
den Sitzungen des Verwaltungsrates teil.

§ 37 Aufgaben
(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäfts-
führung des Intendanten außerhalb der Programm-
gestaltung. Hierzu kann er jederzeit vom Intendan-
ten einen Bericht verlangen, die Unterlagen der 
Deutschen Welle einsehen und prüfen, Anlagen 
besichtigen und Vorgänge untersuchen. 

(1a) Der Beschluss des Rundfunkrates über die 
Aufgabenplanung der Deutschen Welle bedarf der 
Zustimmung des Verwaltungsrates auf der Grund-
lage einer Vorlage des Intendanten. 

(2) Dem Verwaltungsrat obliegen ferner folgende 
Aufgaben: 

	 1. 	 Abschluss und Kündigung des Dienstver- 
		  trages mit dem Intendanten,
	 2. 	 Vertretung der Deutschen Welle bei Rechts- 
		  geschäften mit dem Intendanten sowie bei  
		  Rechtsstreitigkeiten zwischen der Deutschen  
		  Welle und dem Intendanten,

	 3. 	 Feststellung des Wirtschaftsplans der  
		  Deutschen Welle,
	 4. 	 Feststellung des Jahresabschlusses,
	 5. 	 Erlass oder Änderung der Finanzordnung,
	 6. 	 Erteilung der Entlastung gegenüber dem  
		  Intendanten,
	 7. 	 Erlass oder Änderung der Geschäftsord- 
		  nung des Verwaltungsrates. 

(3) Der Zustimmung des Verwaltungsrates bedürfen 

	 1. 	 Abschluss und Kündigung der Dienstverträge  
		  mit den Direktoren,
	 2. 	 Abschluss von Tarifverträgen,
	 3. 	 Erwerb und Veräußerung von Unternehmen  
		  und Beteiligungen an Unternehmen,
	 4. 	 Erwerb, Veräußerung und Belastung von  
		  Grundstücken,
	 5. 	 Beschaffung von Anlagen jeder Art und  
		  Eingehen von sonstigen Verpflichtungen,  
		  soweit der Geschäftswert 300.000 Euro im  
		  Einzelfall überschreitet und es sich nicht  
		  um Verträge über die Herstellung und Liefe- 
		  rung von Programmteilen handelt,
	 6. 	 über- und außerplanmäßige Aufwendungen,
	 7. 	 Erlass oder Änderung der Satzung,
	 8. 	 Ernennung und Amtsenthebung des Beauf- 
		  tragten für den Datenschutz der Deutschen  
		  Welle. 

Der Betrag nach Satz 1 Nr. 5 kann durch die Satzung 
entsprechend der wirtschaftlichen Entwicklung 
angepasst werden. 

(4) Der Intendant ist verpflichtet, den Verwaltungs-
rat vor dem Abschluss von Verträgen über die 
Herstellung und Lieferung von Programmteilen 
zu unterrichten, soweit der Geschäftswert den in 
Absatz 3 Satz 1 Nr. 5 genannten Betrag im Einzelfall 
überschreitet.
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(5) Der Verwaltungsrat ist vor Abberufung des In-
tendanten durch den Rundfunkrat anzuhören.

§ 38 Sitzungen
(1) Der Verwaltungsrat tritt mindestens alle zwei 
Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. 
Auf Verlangen eines Mitglieds oder des Intendanten 
muss er zu einer außerordentlichen Sitzung zusam-
mentreten. 

(2) Der Vorsitzende oder ein von ihm beauftragtes 
Mitglied des Rundfunkrates und der Intendant 
können an den Sitzungen des Verwaltungsrates 
teilnehmen. Sie sind auf Wunsch zu hören. 

(3) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

§ 39 Beschlüsse und Wahlen
(1) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn 
nach ordnungsgemäßer Ladung die Mehrheit sei-
ner Mitglieder anwesend ist. 

(2) Für Beschlüsse des Verwaltungsrates ist grund-
sätzlich die Mehrheit der Stimmen seiner anwesen-
den Mitglieder erforderlich. Die Feststellung des 
Haushaltsplans, der Erlass oder die Änderung der Fi-
nanzordnung, der Erlass oder die Änderung der Ge-
schäftsordnung sowie die Zustimmung zum Erlass 
oder zur Änderung der Satzung und die Zustimmung 
zum Beschluss über die Aufgabenplanung bedürfen 
der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder. 

(3) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte in 
geheimer Wahl mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.
 
 
 
 
 

Unterabschnitt 4
Intendant 

 
§ 40 Wahl- und Amtszeit
(1) Der Intendant wird vom Rundfunkrat für sechs 
Jahre in geheimer Wahl gewählt. Wiederwahl ist 
zulässig. Nach Ablauf seiner Amtszeit nimmt er die 
Geschäfte wahr, bis die Amtszeit eines gewählten 
Nachfolgers beginnt. 

(2) Aufgaben des Intendanten darf nur wahrneh-
men, wer 

	 1. 	 seinen ständigen Wohnsitz oder gewöhnli- 
		  chen Aufenthalt im Bundesgebiet hat,
	 2. 	 unbeschränkt geschäftsfähig ist,
	 3. 	 unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden  
		  kann,
	 4. 	 die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher  
		  Ämter besitzt sowie
	 5. 	 Grundrechte nicht verwirkt hat.

§ 41 Vertretung des Intendanten
Wird der Intendant abberufen oder scheidet er aus, 
nimmt sein Vertreter die Geschäfte wahr, bis die 
Amtszeit eines gewählten Nachfolgers beginnt.

§ 42 Aufgaben
(1) Der Intendant leitet die Deutsche Welle selbstän-
dig. Er ist für die Programmgestaltung und für den 
gesamten Betrieb der Anstalt allein verantwortlich. 
Der Intendant hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Sendungen den gesetzlichen Bestimmungen ent-
sprechen. Die Rechte der anderen Organe bleiben 
unberührt. 

(2) Der Intendant vertritt die Deutsche Welle gericht-
lich und außergerichtlich. 
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(3) Der Intendant erlässt eine Geschäftsordnung 
der Deutschen Welle, in der die Zuständigkeiten 
der Direktionsbereiche sowie der Geschäftsablauf 
innerhalb der Direktionsbereiche geregelt werden. 

§ 43 Ausscheiden und Abberufung
(1) Der Dienstvertrag des Intendanten endet mit 
Ablauf der Amtszeit. 

(2) Der Intendant kann jederzeit vor Ablauf seiner 
Amtszeit vom Rundfunkrat abberufen werden. Der 
Intendant ist vor der Entscheidung zu hören. Be-
schließt der Rundfunkrat die Abberufung, kündigt der 
Verwaltungsrat den Dienstvertrag des Intendanten.

(3) Bei einer Abberufung nach Absatz 2 werden dem 
Intendanten in entsprechender Anwendung des 
Dienstvertrages die Bezüge für die Dauer seiner 
Amtszeit weitergewährt.
 

Unterabschnitt 1
Finanzwesen 

§ 44 Finanzierungsgarantie
Der Deutschen Welle wird die Finanzierung derjeni-
gen Angebote ermöglicht, die nach diesem Gesetz 
unter Berücksichtigung der rundfunktechnischen 
Entwicklung erforderlich ist. 

§ 45 Einnahmen
(1) Die Deutsche Welle finanziert sich aus dem jährli-
chen Zuschuss sowie Zuwendungen des Bundes und 
sonstigen Einnahmen. 

(2) Die Höhe des Zuschusses des Bundes bestimmt 
sich nach dem Haushaltsgesetz des Bundes. 

(3) Die Aufgabenplanung der Deutschen Welle (§§ 
4a, 4b) wird durch den vierjährigen Planungszeit-
raum, die mittelfristige Finanzplanung der Bundes-
regierung und die Entscheidungen des Haushaltsge-
setzgebers sichergestellt.

§ 46 Grundsätze der Wirtschaftsführung
(1) Die Deutsche Welle ist in ihrer Wirtschaftsfüh-
rung selbständig, soweit dieses Gesetz nichts ande-
res bestimmt oder zulässt. 

(2) Die Deutsche Welle hat ein kaufmännisches Rech-
nungswesen gemäß Handelsgesetzbuch zu führen. 

(3) Die Deutsche Welle gibt sich im Einvernehmen mit 
dem Bundesrechnungshof und im Benehmen mit 
der Bundesregierung eine Finanzordnung, die die 
Aufstellung und Ausführung des Wirtschaftsplans, 

Abschnitt 3

Finanzierung der Anstalt
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die Kassen- und Buchführung sowie die Rechnungs-
legung der Deutschen Welle näher regelt. 

(4) Die Beschäftigten der Deutschen Welle dürfen 
grundsätzlich nicht besser gestellt werden als 
vergleichbare Arbeitnehmer des Bundes. Vor dem 
Abschluss von Tarifverträgen, die in Abweichung 
von Satz 1 die Beschäftigten der Deutschen Welle 
besser als vergleichbare Arbeitnehmer des Bundes 
stellen würden, ist das Einvernehmen mit der Bun-
desregierung herbeizuführen. 

(5) Die Vorschriften über steuerbegünstigte Zwecke 
- §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung - sind entspre-
chend anzuwenden.

§ 47 Bedeutung und Wirkung des Wirtschaftsplans
(1) Der Wirtschaftsplan der Deutschen Welle (Wirt-
schaftsplan) dient der Feststellung und Deckung 
des Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufgaben 
der Deutschen Welle im jeweiligen Haushaltsjahr 
voraussichtlich notwendig ist. Der Wirtschaftsplan 
ist die verbindliche Grundlage für die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung. 

(2) Durch den Wirtschaftsplan werden Ansprüche 
oder Verbindlichkeiten weder begründet noch 
aufgehoben.

§ 48 Aufstellung des Wirtschaftsplans
(1) Die Deutsche Welle stellt für jedes Wirtschafts-
jahr einen Wirtschaftsplan nach den Grundsätzen 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auf. Das 
Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Wirtschaftsplan enthält 

	 1. 	 einen Erfolgsplan, in dem die im Wirt- 
		  schaftsjahr voraussichtlich anfallenden  
		  Erträge und Aufwendungen nach Art  

		  einer Gewinn- und Verlustrechnung darzu- 
		  stellen sind,
	 2. 	 einen Investitionsplan, der die geplanten  
		  Maßnahmen zur Vermehrung des Anlage-  
		  und Umlaufvermögens darstellt,
	 3. 	 einen Finanzplan, der die Eigenfinanzie- 
		  rungsmittel, die zu erwartenden Deckungs- 
		  mittel sowie die Ausgaben für Investitionen  
		  aufführt,
	 4. 	 eine Überleitungsrechnung auf Einnahmen  
		  und Ausgaben entsprechend der Haushalts- 
		  systematik des Bundes,
	 5. 	 einen Stellenplan,
	 6. 	 Bewirtschaftungsgrundsätze. 

(3) Die Überleitungsrechnung gemäß Absatz 2 Nr. 4 
ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. 
 
(4) Die Finanzordnung der Deutschen Welle kann 
die Aufnahme weiterer Angaben im Wirtschaftsplan 
vorsehen. 

(5) Die Deutsche Welle leitet die Überleitungsrech-
nung, den Stellenplan und die Bewirtschaftungs-
grundsätze gemäß Absatz 2 Nr. 4 bis 6 rechtzeitig 
vor Beginn der Haushaltsverhandlungen der Bun-
desregierung und dem Bundesrechnungshof zu.

§ 49 (weggefallen) 
-

§ 50 Deckungsfähigkeit von Ausgaben
(1) Ansätze können im Wirtschaftsplan oder in der 
Finanzordnung der Deutschen Welle nach Maßgabe 
der folgenden Absätze für deckungsfähig erklärt 
werden. 

(2) Die Ansätze des Erfolgsplans (§ 48 Abs. 2 Nr. 1) 
für Personalaufwendungen, Programmaufwen-
dungen, Betriebsaufwendungen und Investitionen 
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können jeweils als in sich gegenseitig deckungs-
fähig erklärt werden, soweit es sich um zahlungs-
wirksame Vorgänge handelt. Das Gleiche gilt für die 
Personalausgaben, die sächlichen Verwaltungsaus-
gaben und die Investitionen der Überleitungsrech-
nung (§ 48 Abs. 2 Nr. 3). 

(3) Die Ansätze des Erfolgsplans (§ 48 Abs. 2 Nr. 1) 
für Personalaufwendungen, Programmaufwen-
dungen, Betriebsaufwendungen und Investitio-
nen können jeweils bis zu 30 vom Hundert gegen 
Einsparung überschritten werden, soweit es sich 
um zahlungswirksame Vorgänge handelt. Das Glei-
che gilt für die Personalausgaben, die sächlichen 
Verwaltungsausgaben und die Investitionen der 
Überleitungsrechnung (§ 48 Abs. 2 Nr. 3).

§ 51 (weggefallen)
-

§ 52 Vorläufige Wirtschaftsführung
Die Deutsche Welle beschließt den Wirtschaftsplan 
so rechtzeitig, dass er zum 1. Januar des Folgejahres 
in Kraft treten kann. Hat die Deutsche Welle bis zum 
Schluss eines Wirtschaftsjahres den Wirtschafts-
plan für das folgende Jahr noch nicht beschlossen, 
so kann die Deutsche Welle bis zum Zeitpunkt des 
Beschlusses alle Ausgaben leisten, die nötig sind, 
um 

	 1. 	 den gesetzlichen Programmauftrag im  
		  bisherigen Umfang zu erfüllen,
	 2. 	 die rechtlich begründeten Verpflichtungen  
		  zu erfüllen,
	 3. 	 Bauten, Beschaffungen und sonstige Leis- 
		  tungen fortzusetzen, sofern durch den  
		  Wirtschaftsplan eines Vorjahres  
		  bereits Beträge bewilligt worden sind.
 

§ 53 Ausführung des Wirtschaftsplans
Die Ausführung des Wirtschaftsplans erfolgt nach 
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit. Die §§ 55, 56 Abs. 1, §§ 58, 59 der Bundes-
haushaltsordnung finden entsprechende Anwen-
dung.

§ 54 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, 
Nachtrag zum Wirtschaftsplan
(1) Aufwendungen, für die die im Erfolgsplan (§ 48 
Abs. 2 Nr. 1) ausgebrachten Ansätze nicht ausreichen 
oder für die keine Ansätze vorhanden sind (über- 
und außerplanmäßige Ausgaben), sind nur zulässig, 
wenn sie unvorhergesehen und unabweisbar sind 
und die Deckung im Wirtschaftsplan gewährleistet 
ist. Das Gleiche gilt für Zahlungen, für die die in der 
Überleitungsrechnung ausgebrachten Ansätze nicht 
ausreichen oder für die keine Ansätze vorhanden 
sind. Über- und außerplanmäßige Ausgaben, die er-
hebliche Auswirkungen auf den Zuschussbedarf der 
Deutschen Welle zur Folge haben können, bedürfen 
der Zustimmung der Bundesregierung. 

(2) Über- und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der 
Einwilligung des Verwaltungsrates. Bei unaufschiebba-
ren Ausgaben hat der Intendant die Genehmigung des 
Verwaltungsrates unverzüglich einzuholen. 

(3) Die Deutsche Welle stellt einen Nachtrag zum 
Wirtschaftsplan auf, wenn 

	 1. 	 sich zeigt, dass die Überleitungsrechnung  
		  gemäß § 48 Abs. 2 Nr. 3 im Vollzug des Wirt- 
		  schaftsplans trotz Ausnutzung jeder Einspa- 
		  rungsmöglichkeit nicht ausgeglichen  
		  werden kann, oder
	 2. 	 über- oder außerplanmäßige Ausgaben in  
		  Höhe von mehr als 1 vom Hundert der Ge- 
		  samtausgaben der Deutschen Welle geleis- 
		  tet werden müssen. 
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(4) Die Vorschriften der §§ 47, 48 und 50 gelten 
entsprechend.

§ 55 Jahresabschluss
Die Deutsche Welle erstellt für jedes Wirtschafts-
jahr einen Jahresabschluss. Der Jahresabschluss 
besteht aus 

	 1. 	 der Vermögensrechnung (Bilanz),
	 2. 	 der Erfolgsrechnung (Gewinn- und Verlust- 
		  rechnung),
	 3. 	 der Finanzrechnung (Kapitalflussrech- 
		  nung),
	 4. 	 einer Rechnung über die im abgelaufenen  
		  Wirtschaftsjahr tatsächlich erhobenen  
		  Einnahmen und tatsächlich geleisteten  
		  Ausgaben entsprechend der Systematik  
		  gemäß § 48 Abs. 2 Nr. 4 und 
	 5.	 dem Geschäftsbericht zur Erläuterung der  
		  Vorgänge von besonderer Bedeutung. 

Hierfür sind die für große Kapitalgesellschaften im 
Sinne des § 267 des Handelsgesetzbuchs geltenden 
Vorschriften entsprechend anzuwenden, soweit 
sich nicht aus diesem Gesetz, der Finanzordnung 
der Deutschen Welle oder den Besonderheiten der 
Deutschen Welle als Rundfunkanstalt des Bundes-
rechts anderes ergibt.
Die Deutsche Welle leitet den festgestellten Jahres-
abschluss und den Geschäftsbericht unverzüglich 
der Bundesregierung und dem Bundesrechnungs-
hof zu.

§ 56 Prüfungen
(1) Der Bundesrechnungshof prüft die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Deutschen Welle gemäß § 111 
der Bundeshaushaltsordnung. § 44 Abs. 1 Satz 3 der 
Bundeshaushaltsordnung bleibt hiervon unberührt. 

(2) Der Bundesrechnungshof und die Bundesre-

gierung werden von der Deutschen Welle über alle 
für die Wirtschafts- und Finanzlage bedeutenden 
Vorgänge der Deutschen Welle unterrichtet. Unter-
lagen, die der Bundesrechnungshof zur Erfüllung 
seiner Aufgaben für erforderlich hält, sind ihm von 
der Deutschen Welle zur Verfügung zu stellen. 

(3) Der Bundesrechnungshof teilt seine Prüfungser-
gebnisse dem Intendanten zur Äußerung innerhalb 
einer von ihm zu bestimmenden Frist mit und unter-
richtet die Bundesregierung. 

(4) Über Angelegenheiten von besonderer Bedeu-
tung kann der Bundesrechnungshof den Deutschen 
Bundestag, den Bundesrat und die Bundesregie-
rung jederzeit unterrichten. Berichtet er dem Deut-
schen Bundestag und dem Bundesrat, so unterrich-
tet er gleichzeitig die Bundesregierung. 

(5) Die Deutsche Welle lässt den Jahresabschluss 
durch einen Wirtschaftsprüfer prüfen. § 53 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 
19. August 1969 (BGBl. I S. 1273) ist anzuwenden. 
Weichen die Ergebnisse des Wirtschaftsprüfers von 
denen des Bundesrechnungshofes ab, gelten die 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes.

§ 57 Bekanntmachungen
Der festgestellte Wirtschaftsplan und der festgestell-
te Jahresabschluss der Deutschen Welle werden von 
ihr unverzüglich im Bundesanzeiger veröffentlicht. 
 
Unterabschnitt 2
Vermögen, Beteiligungen, Baumaßnahmen 

§ 58 Vermögen
(1) Die aus dem Zuschuss des Bundes nach § 45 
beschafften Gegenstände gehören zum Vermögen 
der Deutschen Welle. Sie sind uneingeschränkt für 
Rundfunkzwecke zu nutzen. 
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(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Grundstücke, 
Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, soweit 
diese der Deutschen Welle vom Bund unentgeltlich 
überlassen sind. 

(3) Im Falle einer Auflösung der Deutschen Welle 
fällt ihr gesamtes Vermögen dem Bund mit der 
Maßgabe zu, dass es von diesem ausschließlich 
und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke zu 
verwenden ist.

§ 59 Beteiligungen
(1) An einem Unternehmen, das einen gewerbsmä-
ßigen oder sonstigen wirtschaftlichen Zweck zum 
Gegenstand hat, darf sich die Deutsche Welle nur 
beteiligen, wenn 

	 1. 	 dies der Erfüllung ihrer gesetzlichen  
		  Aufgabe dient,
	 2. 	 die Deckung der damit verbundenen  
		  Ausgaben gewährleistet ist,
	 3. 	 die Einzahlungsverpflichtung der  
		  Deutschen Welle auf einen bestimmten  
		  Betrag begrenzt ist und
	 4.	 die für die Rechtsform des Unternehmens  
		  geltenden gesetzlichen Bestimmungen  
		  oder die Satzung des Unternehmens einen  
		  Aufsichtsrat oder ein entsprechendes  
		  Organ vorsehen. 

(2) Die Deutsche Welle hat bei Beteiligungen 

	 1. 	 sich allein oder gemeinsam mit anderen  
		  öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten  
		  den notwendigen Einfluss auf die Ge- 
		  schäftsführung des Unternehmens, insbe- 
		  sondere eine angemessene Vertretung im  
		  Aufsichtsgremium, zu sichern und
	 2. 	 die Unternehmen zu verpflichten, ihr die  
		  für die finanziellen oder programmlichen  

		  Fragen wesentlichen Geschäftsvorfälle  
		  mitzuteilen. 
 
(3) Der Bundesrechnungshof prüft bei den Beteiligun-
gen der Deutschen Welle die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung, sofern die Deutsche Welle unmit-
telbar oder mittelbar über die Mehrheit der Anteile 
verfügt. Verfügt die Deutsche Welle nicht über die 
Mehrheit der Anteile, so sind im Gesellschaftervertrag 
oder in der Satzung die Rechte nach den §§ 53 und 54 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes zu vereinbaren. 

§ 60 Baumaßnahmen
(1) Bauunterhaltungsmaßnahmen einschließlich der 
Schönheitsreparaturen sowie zur Deckung des rund-
funktechnischen Bedarfs erforderliche, nicht in die 
bauliche Substanz eingreifende Umbaumaßnahmen 
an im Eigentum des Bundes stehenden und der Deut-
schen Welle unentgeltlich überlassenen Grundstü-
cken, Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen ob-
liegen der Deutschen Welle in eigener Verantwortung. 
An den zur Feststellung der notwendigen Bauunter-
haltungsarbeiten in der Regel jährlich durchzuführen-
den Baubegehungen ist jeweils das Bundesvermögen-
samt zu beteiligen. Über Umbaumaßnahmen im Sinne 
des Satzes 1 sind die Bauverwaltung des Bundes sowie 
das Bundesvermögensamt zu unterrichten. 

(2) Andere als in Absatz 1 genannte Umbaumaßnah-
men sowie alle Neu- und Erweiterungsbauten an im 
Eigentum des Bundes stehenden und der Deutschen 
Welle unentgeltlich überlassenen Grundstücken, Ge-
bäuden und sonstigen baulichen Anlagen werden als 
Bundesbaumaßnahmen vom Bund durchgeführt. 

(3) Für die Bauunterhaltungsmaßnahmen sowie 
die Neu-, Um- und Erweiterungsbauten gelten die 
Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des 
Bundes im Zuständigkeitsbereich der Finanzbauver-
waltung - RBBau - sinngemäß.
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Abschnitt 4

Aufsicht

Abschnitt 5

Datenschutz

§ 61 Ausschluss der Fachaufsicht
Die Deutsche Welle unterliegt keiner staatlichen 
Fachaufsicht.

§ 62 Rechtsaufsicht
(1) Die Bundesregierung führt die Rechtsaufsicht 
über die Deutsche Welle. 

(2) Die Bundesregierung ist im Rahmen der 
Rechtsaufsicht berechtigt, ein von ihr im Einzelfall 
bestimmtes Organ der Deutschen Welle durch 
schriftliche Mitteilung auf Maßnahmen oder Unter-
lassungen hinzuweisen, die gegen dieses Gesetz 
verstoßen, und eine angemessene Frist zur Behe-
bung zu setzen. 

(3) Wird die Gesetzeswidrigkeit nicht fristgemäß be-
hoben, so weist die Bundesregierung die Deutsche 
Welle an, diejenigen Maßnahmen auf Kosten der 
Deutschen Welle durchzuführen, die sie im Einzel-
nen festlegt. Gegen Anweisungen nach Satz 1 kann 
die Deutsche Welle Klage vor dem Verwaltungsge-
richt erheben. 

(4) Bevor die Bundesregierung Maßnahmen nach 
den Absätzen 2 und 3 trifft, kann sie dem jeweils zu-
ständigen Organ der Deutschen Welle im Einzelfall 
eine angemessene Frist zur Wahrnehmung seiner 
Pflichten setzen.

§ 63 Datenverarbeitung zu journalistischen 
Zwecken 
(1) Sofern die Deutsche Welle oder ein Hilfsunterneh-
men personenbezogene Daten zu journalistischen 
Zwecken verarbeitet, sind bei der Verarbeitung 
dieser Daten nur die Pflichten des Artikels 5 Absatz 1 
Buchstabe f in Verbindung mit Absatz 2, des Artikels 
24 und des Artikels 32 der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz- Grundverordnung) (ABl. L 119 
vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung 
zu erfüllen. Artikel 82 der Verordnung (EU) 2016/679 
gilt mit der Maßgabe, dass nur für unzureichende 
Maßnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f, Ar-
tikel 24 und Artikel 32 der Verordnung (EU) 2016/679 
gehaftet wird. Den betroffenen Personen stehen nur 
die in den Absätzen 2 bis 4 genannten Rechte zu. 

(2) Führt die journalistischen Zwecken dienende 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
Deutsche Welle zur Verbreitung von Gegendar-
stellungen der betroffenen Person oder zu Ver-
pflichtungserklärungen, Beschlüssen oder Urteilen 
über die Unterlassung der Verbreitung oder über 
den Widerruf des Inhalts der Daten, so sind diese 
Gegendarstellungen, diese Verpflichtungserklärun-
gen, diese Beschlüsse oder Urteile über die Unter-
lassung der Verbreitung oder diese Widerrufe 

	 1. 	 zu den Daten zu nehmen, die zu der be- 
		  troffenen Person gespeichert sind, und  
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		  dort für dieselbe Zeitdauer aufzube- 
		  wahren wie die Daten selbst sowie
	 2. 	 bei einer Übermittlung der Daten, die zu  
		  der betroffenen Person gespeichert sind,  
		  gemeinsam mit diesen zu übermitteln. 

(3) Wird jemand durch die Berichterstattung der 
Deutschen Welle in seinen Rechten beeinträchtigt, 
so kann die betroffene Person Auskunft verlangen 
über die der Berichterstattung zu Grunde liegen-
den, zu ihrer Person gespeicherten Daten. Die 
Auskunft kann nach Abwägung der schutzwürdi-
gen Interessen der Beteiligten verweigert werden, 
soweit 

	 1. 	 von den Daten auf die Personen, die bei  
		  der Vorbereitung, Herstellung oder Ver- 
		  breitung von Angeboten mitwirken oder  
		  mitgewirkt haben, geschlossen werden  
		  kann,
	 2. 	 von den Daten auf die Einsenderin oder  
		  den Einsender oder die Gewährsträgerin  
		  oder den Gewährsträger von Beiträgen,  
		  Unterlagen oder Mitteilungen für den  
		  redaktionellen Teil geschlossen werden  
		  kann oder
	 3. 	 durch die Mitteilung von recherchierten  
		  oder sonst erlangten Daten die Erfüllung  
		  der journalistischen Aufgabe der Deutschen  
		  Welle durch Ausforschung des Informati- 
		  onsbestandes beeinträchtigt würde. 

(4) Die betroffene Person kann die unverzügliche 
Berichtigung unrichtiger personenbezogener Daten 
oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung von 
angemessenem Umfang verlangen. Die weitere Spei-
cherung der personenbezogenen Daten ist rechtmä-
ßig, wenn dies für die Ausübung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung und Information oder zur Wahr-
nehmung berechtigter Interessen erforderlich ist. 

§ 64 Der Beauftragte für den Datenschutz der 
Deutschen Welle
(1) Die Deutsche Welle ernennt einen Beauftrag-
ten für den Datenschutz der Deutschen Welle als 
Aufsichtsbehörde, der im Bereich der Datenverar-
beitung zu journalistischen Zwecken an die Stelle 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit tritt. Das Nähere, insbeson-
dere die Grundsätze der Vergütung, beschließt der 
Rundfunkrat mit Zustimmung des Verwaltungsrats 
in einer Satzung. Die Kapitel VI und VII der Verord-
nung (EU) 2016/679 sind auf den Beauftragten für 
den Datenschutz der Deutschen Welle entsprechend 
anzuwenden, soweit in den Absätzen 2 bis 6 und 
in § 65 keine abweichenden Regelungen getroffen 
werden. 

(2) Die Ernennung des Beauftragten für den Da-
tenschutz der Deutschen Welle erfolgt durch den 
Rundfunkrat mit Zustimmung des Verwaltungsrats. 
Der Beauftragte für den Datenschutz der Deutschen 
Welle wird für die Dauer von fünf Jahren ernannt. 
Eine zweimalige Wiederernennung ist zulässig. 

(3) Der Beauftragte für den Datenschutz der Deut-
schen Welle muss verfügen über die für die Erfül-
lung seiner Aufgaben und für die Ausübung seiner 
Befugnisse erforderliche 

	 1. 	 Qualifikation, nachgewiesen durch ein  
		  abgeschlossenes Hochschulstudium,
	 2. 	 Erfahrung und
	 3. 	 Sachkunde, insbesondere im Bereich des  
		  Schutzes personenbezogener Daten. 

(4) Der Beauftragte für den Datenschutz der 
Deutschen Welle ist in der Ausübung seines Amtes 
unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. Er 
unterliegt keiner Rechts- oder Fachaufsicht. Der 
Dienstaufsicht des Verwaltungsrats untersteht er 
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nur insoweit, als seine Unabhängigkeit bei der Aus-
übung seines Amtes dadurch nicht beeinträchtigt 
wird. 

(5) Das Amt des Beauftragten für den Datenschutz 
der Deutschen Welle kann neben anderen Aufga-
ben nur wahrgenommen werden, sofern diese mit 
dem Amt zu vereinbaren sind und die Unabhän-
gigkeit des Beauftragten für den Datenschutz der 
Deutschen Welle nicht gefährden. 

(6) Das Amt des Beauftragten für den Datenschutz 
der Deutschen Welle endet mit Ablauf der Amts-
zeit, mit Rücktritt vom Amt oder mit Erreichen des 
gesetzlichen Renteneintrittsalters. Tarifvertragliche 
Regelungen bleiben unberührt. 

(7) Der Beauftragte für den Datenschutz der 
Deutschen Welle kann seines Amtes nur enthoben 
werden, wenn er 

	 1. 	 eine schwere Verfehlung begangen hat  
		  oder
	 2. 	 die Voraussetzungen für die Wahrneh- 
		  mung seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt. 

Die Amtsenthebung erfolgt durch Beschluss des 
Rundfunkrats auf Vorschlag des Verwaltungsrats; 
der Beauftragte für den Datenschutz der Deut-
schen Welle ist vor der Entscheidung über die 
Amtsenthebung zu hören. 

(8) Die Deutsche Welle stellt dem Beauftragten für 
den Datenschutz der Deutschen Welle die Ausstat-
tung zur Verfügung, die für die Erfüllung seiner 
Aufgaben und für die Ausübung seiner Befugnisse 
notwendig ist. Die Deutsche Welle weist die erfor-
derlichen Mittel jährlich, öffentlich und gesondert im 
Wirtschaftsplan aus und weist sie dem Beauftragten 
für den Datenschutz der Deutschen Welle im Haus-

haltsvollzug zu. Der Beauftragte für den Datenschutz 
der Deutschen Welle unterliegt der Finanzkontrolle 
durch den Verwaltungsrat nur, soweit seine völlige 
Unabhängigkeit bei der Ausübung seines Amtes da-
durch nicht beeinträchtigt wird. Der Beauftragte für 
den Datenschutz der Deutschen Welle ist in der Wahl 
seiner Mitarbeiter frei. Diese unterstehen allein der 
Leitung des Beauftragten für den Datenschutz der 
Deutschen Welle.

§ 65 Aufgaben und Befugnisse des Beauftragten 
für den Datenschutz der Deutschen Welle
(1) Der Beauftragte für den Datenschutz der Deut-
schen Welle beaufsichtigt die Einhaltung der Daten-
schutzvorschriften, soweit die Deutsche Welle oder 
ein Hilfsunternehmen personenbezogene Daten zu 
journalistischen Zwecken verarbeitet. Der Beauf-
tragte für den Datenschutz der Deutschen Welle hat 
die Aufgaben und Befugnisse entsprechend Artikel 
57 und Artikel 58 Absatz 1 bis 5 der Verordnung 
(EU) 2016/679. Nur soweit die Zuständigkeit des 
Beauftragten für den Datenschutz der Deutschen 
Welle nicht gegeben ist, obliegt die Aufsicht über 
die Einhaltung von Datenschutzbestimmungen dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit.

(2) Der Beauftragte für den Datenschutz der 
Deutschen Welle hat bei der Zusammenarbeit mit 
anderen Aufsichtsbehörden den Informantenschutz 
zu wahren. 

(3) Der Beauftragte für den Datenschutz der Deut-
schen Welle darf gegenüber der Deutschen Welle 
und Hilfsunternehmen keine Geldbußen verhängen. 

(4) Stellt der Beauftragte für den Datenschutz der 
Deutschen Welle Verstöße gegen Vorschriften über 
den Datenschutz oder sonstige Mängel bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten fest, so 
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beanstandet er dies gegenüber dem Intendanten 
oder den für das Hilfsunternehmen Verantwortli-
chen und fordert den Intendanten oder die für das 
Hilfsunternehmen Verantwortlichen auf, innerhalb 
einer angemessenen Frist Stellung zu nehmen. 
Gleichzeitig mit der Beanstandung unterrichtet der 
Beauftragte für den Datenschutz der Deutschen 
Welle den Verwaltungsrat über diese. Der Intendant 
oder die für das Hilfsunternehmen Verantwortli-
chen sollen in ihrer Stellungnahme gegenüber dem 
Beauftragten für den Datenschutz der Deutschen 
Welle die Maßnahmen darstellen, die aufgrund der 
Beanstandung getroffen worden sind. Gleichzeitig 
leiten der Intendant oder die für das Hilfsunterneh-
men Verantwortlichen dem Verwaltungsrat eine 
Abschrift der Stellungnahme zu. 

(5) Von einer Beanstandung kann abgesehen wer-
den, wenn 

	 1. 	 es sich um unerhebliche Mängel handelt  
		  oder
	 2. 	 sichergestellt ist, dass die Mängel unver- 
		  züglich behoben werden. 

(6) Im Tätigkeitsbericht des Beauftragten für den 
Datenschutz der Deutschen Welle sind auch Anga-
ben über die Verwendung der Sach- und Personal-
mittel zu machen, die dem Beauftragten für den 
Datenschutz der Deutschen Welle zur Verfügung 
stehen. Dabei sind die Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse der Deutschen Welle sowie personen-
bezogene Daten der Beschäftigten der Deutschen 
Welle und von Hilfsunternehmen zu schützen. Der 
Beauftragte für den Datenschutz der Deutschen 
Welle hat den Tätigkeitsbericht zusätzlich zu den 
in Artikel 59 Satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 
genannten Institutionen auch an die Organe der 
Deutschen Welle sowie an den Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

zu übermitteln. Die Übermittlung kann in schrift-
licher oder elektronischer Form erfolgen. Um den 
Bericht gemäß Artikel 59 Satz 3 der Verordnung (EU) 
2016/679 der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, 
ist eine Veröffentlichung im Online-Angebot der 
Deutschen Welle ausreichend.
 
§ 66 Der Datenschutzbeauftragte im Sinne der  
§§ 5 bis 7 des Bundesdatenschutzgesetzes
Neben dem Beauftragten für den Datenschutz der 
Deutschen Welle als Aufsichtsbehörde benennt die 
Deutsche Welle einen Datenschutzbeauftragten 
im Sinne der §§ 5 bis 7 des Bundesdatenschutz-
gesetzes. Auf diesen sind die §§ 5 bis 7 des Bun-
desdatenschutzgesetzes anzuwenden. Der Daten-
schutzbeauftragte wird von dem Intendanten mit 
Zustimmung des Verwaltungsrats benannt.
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